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Richtlinie der pauschalierten Betriebskostenförderung 
(pBKF) 
 

Stand Januar 2023 
 

 

1.   Begriff/allgemein  
 
Kindertagesstätten in Trägerschaft von freien Trägern der Jugendhilfe sind unverzichtbarer 
Bestandteil des Kindertagesstättenangebotes der Stadt Hannover und haben sich in den ver-
gangenen Jahren sowohl fachlich als auch pädagogisch bewährt. In der Regel sind die Träger 
gemeinnützig anerkannte eingetragene Vereine (Kinderläden, Elterninitiativen) sowie gemein-
nützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
o.ä. Rechtsformen im weiteren Verlauf als KT bezeichnet sowie Kleine Kindertagesstätten mit 
einer Betriebserlaubnis bis einschließlich 31.07.2021 (nachfolgend KKT).  
 
Um der Unterschiedlichkeit der Rechtsformen und damit verbunden, der Größe eines Trägers 
gerecht zu werden, wurden die Einrichtungen in die Kategorien A und B unterteilt.  
 
Unter Kategorie B fallen folgende Träger: 

 Ab 4 Kleinsteinrichtungen (ein- bis zweigruppig) 

 Große Träger (BKE, VBE, Betriebskita) 

 Ab zwei Einrichtungen mit mind. 6 Gruppen 
 
Alle anderen Einrichtungen fallen unter die Kategorie A. Ein Wechsel ist dem Grunde nach 
zum nachfolgenden Haushalt, bei Vorliegen der genannten Bedingungen möglich. 
 
Wenn Unterschiede in den Förderbedingungen im Rahmen dieser Richtlinie auftreten, sind 
diese konkret gekennzeichnet, ansonsten gelten die genannten Förderbedingungen sowohl 
für Kategorie A als auch für Kategorie B. 
 
 
2.   Förderungsvoraussetzungen/allgemein  
 
Die Förderungsvoraussetzungen richten sich nach den definierten Standards des Sozialge-
setzbuches Achtes Buch (SGB VIII) i.V. m. dem Niedersächsischen Gesetz über Kindertages-
stätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in der jeweils gültigen Fassung. Die Gewährung von 
Förderungen nach diesen Richtlinien setzt nur bei Erfüllung der nachstehend aufgeführten 
Voraussetzungen ein: 

 Vorlage eines pädagogischen Konzepts für die mit der Betreuungsarbeit verfolgten 
Ziele. Das Konzept hat die Grundwerte der heute für Gruppenpädagogik vorhande-
nen pädagogischen Konzeptionen zu erfüllen. Es ist in diesem Zusammenhang dar-
zulegen, wie die Aufgabe der fachlichen Fort- und Weiterbildung gelöst werden soll. 

 Vorlage eines Finanzierungsplanes  

 Vorlage einer Betriebserlaubnis gem. § 45 SGB VIII 

 Vorstellung in der Kommission Kinder- und Jugendhilfeplanung 

 Beschlussfassung durch die zuständigen Ratsgremien 
 
Gefördert wird entsprechend den gültigen Vorschriften gem. SGB VIII i.V. m. dem NKiTaG i.V. 
m. den Beschlüssen der Ratsgremien der Landeshauptstadt Hannover sowie der im Förder-
bescheid festgelegten Gruppenstruktur. Voraussetzung ist außerdem, dass die betreuten Kin-
der ihren ersten Wohnsitz in Hannover haben oder eine Ausnahme nach Punkt 11 der Richtli-
nie vorliegt.   
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Grundsätzlich sind Kinder mit Rechtsanspruch gem. § 24 Abs. 2 SGB VIII vorrangig zu fördern. 
Der Träger hat dies bei der Vergabe der Belegplätze an Kinder unter einem Lebensjahr zu 
berücksichtigen. 
 
Werden Plätze an Dritte, z.B. Firmen, vergeben, erfolgt keine Förderung für diese Plätze durch 
die Landeshauptstadt Hannover im Rahmen dieser Richtlinie. 
 

 

2.1. Struktur- und Umfangsveränderungen 
 
Grundlage für die nach diesen Richtlinien zu fördernden Gruppen sind die Beschlüsse der 
politischen Gremien. Veränderungen bei Belegungen, Altersstruktur und Betreuungszeiten 
sind beim Fachbereich Jugend und Familie zu beantragen. In diesen Fällen ist eine erneute 
Entscheidung der politischen Gremien herbeizuführen. Dieses Verfahren wird vom Fachbe-
reich Jugend und Familie eingeleitet. Eine Ausnahme hiervon bilden Kapazitätsveränderungen 
von bis zu 5 Plätzen (je Einrichtung). Hierüber entscheidet - auf Antrag - der Fachbereich 
Jugend und Familie. 
 

 

2.2. Mitwirkungspflicht  
 
Damit eine Förderung festgelegt werden kann, sind entsprechende Unterlagen der Landes-
hauptstadt Hannover zur jeweiligen Terminfestsetzung zur Verfügung zu stellen. Werden die 
Unterlagen nicht fristgerecht eingereicht, wird die Abschlagszahlung ab dem Folgemonat nach 
Ermessen der zuständigen Sachbearbeitung eingestellt. 
 
 
3. Bestandteile der städtischen Förderung  
 
Die städtische Förderung beinhaltet 4 Komponenten: 
 

 Personal und Sachkosten (OE 51.41) 

 Mietzuschuss je Gruppe (OE 51.41) 

 Bezuschussung von Bau- und Einrichtungsmaßnahmen (OE 51.41) 

 Ausfallende Betreuungsentgelte (OE 51.06.1) 
 
 
4. Betreuungsformen in den Kindertagesstätten 

(gem. § 1 Abs. 2, § 6, § 8 NKiTaG, §§ 7 Abs. 5, 12-14 DVO-NKiTaG) 
 

 Krippe (bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres) 

 Krippe mit nicht mehr als 10 Kindern 

 Krippe mit Integration 

 Kindergarten (von der Vollendung des 3. Lebensjahres bis zur Einschulung) 

 Kindergarten mit nicht mehr als 10 Kindern 

 Kindergarten mit Integration (nur KT) 

 Waldkindergarten 

 Hort (Betreuung von Grundschulkindern) 

 Hort mit Integration 

 Hort mit nicht mehr als 12 Kindern 

 Altersstufenübergreifende Gruppen (AüG) 

 Altersstufenübergreifende Gruppen mit Integration 
Kleine Kindertagesstätten mit BE bis 31.07.2021 (KKT)5.  Tägliche Betreuungszeiten 

 
Kiga + Krippe   Betreuungsentgelte (nur Krippe) 
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Hort (in der Schulzeit nur nachmittags,  Betreuungsentgelte 
         in den Ferien auch vormittags)    
 

3 Std. / bis 15:00 Uhr halbtags mit Essen 

4 Std. / bis 16:00 Uhr halbtags mit Essen 

5 Std. / bis 17:00 Uhr ¾- Betreuung 

6 Std. / bis 18:00 Uhr ganztags 

 
 
6.         Ermittlung der Gruppenpauschale 
 
Die Förderung der Gruppenpauschale erfolgt auf Basis der Personalkosten des pädagogi-
schen sowie Küchen- und Reinigungspersonals, abhängig von der Betreuungsform und den 
Betreuungsstunden, zzgl. der Sachkosten zum Kind, abzüglich der Landesfinanzhilfe pro 
Gruppe sowie des Betreuungsentgelts und Essengeld zum Kind. Ist eine Gruppe in Betrach-
tung der jährlichen Durchschnittsbelegung, ausgehend von der festgelegten Anzahl in der Be-
triebserlaubnis (ausgenommen August, September) weniger als 95 % ausgelastet, kann im 
Ermessen der Verwaltung, eine anteilige Kürzung der Personalkosten erfolgen. Die Kürzung 
erfolgt nicht, wenn gesetzliche Vorgaben einzuhalten sind, welche die Gruppengröße verklei-
nern gem. NKiTaG i.V. m. der DVO NKitaG, sich der Bedarf an Plätzen erheblich verringert 
(z.B. Abwanderung Hort in Ganztag) oder Bauverzögerungen vorliegen. 
 
Im Folgenden werden die Berechnungsgrundlagen eruiert.  
 
6.1  Ermittlung des Jahreswochenarbeitsstundenentgeltes 
 

1. TVöD SuE / VKA Tabellenentgelt = Sozialversicherungsbrutto 
2. zzgl. Sondertarife (einmalige Tarifwerke) TVöD SuE / VKA entsprechend der max. ge-

förderten Pauschalstunden dieser Richtlinie  
3. zzgl. evtl. Zulagen des TVöD SuE / VKA entsprechend der max. geförderten Pauschal-

stunden dieser Richtlinie 
4. zuzüglich Sozialversicherung / Arbeitgeberanteil* 
5. Zwischensumme x 12 Monate 
6. zuzüglich Jahressonderzahlung (inkl. AG Anteil Sozialversicherung) 
7. dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit TVöD SuE / VKA = Kosten pro Jahres-

wochenarbeitsstunde 
 

*Berechnung Arbeitgeberanteil/ Sozialversicherung: 
a) Krankenversicherung 50% AOK / 50 % BEK  
b) zuzüglich Rentenversicherung  
c) zuzüglich Arbeitslosenversicherung 
d) zuzüglich Pflegeversicherung 
e) zuzüglich U2 Mutterschutzumlage 50% AOK / 50% BEK 
 

Änderungen in der Sozialversicherung werden immer zum 01.01. des laufenden Jahres ange-
passt. Tarifvertragliche Änderungen werden zum tarifvertraglich festgelegten Zeitpunkt einge-
arbeitet. Grundlegend für die Personalkostenberechnung des päd. Personals ist der TVöD 
SuE bzw. seine sich anschließenden oder ihn ersetzenden Folgetarifverträge sowie etwaige 
Sondertarifwerke des TVöD SuE. Grundlegend für die Personalkostenberechnung des nicht 
päd. Personals ist der TVöD VKA bzw. seine sich anschließenden oder ihn ersetzenden Fol-
getarifverträge sowie etwaige Sondertarifwerke des TVöD VKA. 
   
   

4 Std. halbtags 

4,5 Std. halbtags mit Essen 

6 Std. ¾- Betreuung 

8 Std. ganztags 
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6.2  Ermittlung der Personalkostenpauschalen päd. Personal 
 

Die gem. Ziffer 6.1 ermittelten Kosten pro Jahreswochenarbeitsstunde werden mit den (Wo-
chen-) Stundenleistungen der jeweiligen Betreuungszeitvariante aus 6.2.1 – 6.2.4 multipliziert. 
 
6.2.1 KT-Bereich / Kiga + Krippe 

 

Betreuungszeit / Tag Päd. Fachkraft* 
Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft* 

4 Std. 23,75 Std 23,75 Std 

4,5 Std. 26,25 Std. 26,25 Std. 

6 Std. 33,75 Std. 33,75 Std. 

8 Std. 43,75 Std. 43,75 Std. 

*inkl. Verfügungszeit 
 
Integration 
 

Betreuungszeit / Tag Päd. Fachkraft 
Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft 

4 Std. 20 Std 20 Std 

4,5 Std. 22,5 Std. 22,5 Std. 

6 Std. 30 Std. 30 Std. 

8 Std. 40 Std. 40 Std. 

 
Integration 
zzgl. Verfügungszeiten Std./ Gruppe unabhängig von der tägl. Betreuungszeit gem. NKiTaG 
 

 
Päd. Fachkraft 

Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft 

Krippe 5,5 Std 5,5 Std 

Kindergarten 8 Std. 8 Std. 

 
 

6.2.2  KT-Bereich / Hort 
 

Betreuungszeit / Tag Päd. Fachkraft* 
Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft* 

3 Std. 18,75 Std 18,75 Std. 

4 Std. 23,75 Std. 23,75 Std. 

5 Std. 28,75 Std. 28,75 Std. 

6 Std. 33,75 Std. 33,75 Std. 

*inkl. Verfügungszeit 
 
Abhängig von der Ferienöffnung werden zusätzliche Stunden auf Basis des Mischwertes päd. 
Fachkraft und Päd. Fachkraft / Assistenzkraft gewährt. 
 
3-Std.-Hort 
 

Betreuungszeit 
während der Ferien  

zusätzliche Stunden Mischwert PK/AK 

mit Schließzeit* Ganzjahresöffnung 

8 Std. 9 Std. 12 Std. 
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4-Std.-Hort 
 

Betreuungszeit 
während der Ferien  

zusätzliche Stunden Mischwert PK/AK 

mit Schließzeit* Ganzjahresöffnung 

8 Std. 7 Std. 10 Std. 

9 Std. 9 Std. 12 Std 

   
5-Std.-Hort 
 

Betreuungszeit 
während der Ferien  

zusätzliche Stunden Mischwert PK/AK 

mit Schließzeit* Ganzjahresöffnung 

8 Std. 5 Std. 7 Std. 

9 Std. 7 Std. 10 Std 

 
6-Std.-Hort 
 

Betreuungszeit 
während der Ferien  

zusätzliche Stunden Mischwert PK/AK 

mit Schließzeit* Ganzjahresöffnung 

8 Std. 3 Std. 5 Std. 

9 Std. 5 Std. 7 Std 

 
* Die Bezeichnung „mit Schließzeit“ beinhaltet eine Schließung der Einrichtung von bis zu 20 
Arbeitstagen im Jahr zuzüglich Fortbildungstagen. 
 
Verfügungszeiten Integration 
Erhöhte Verfügungszeiten können auf Nachweis der Bewilligung durch das Landesjugendamt 
gewährt werden. 
 
 
6.2.3. KKT- Bereich / Kiga + Krippe  
       

Betreuungszeit / Tag Päd. Fachkraft* 
Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft* 

6 Std. 33,75 Std. 33,75 Std. 

8 Std. 43,75 Std. 
33,75 Std. / 
43,75 ** 

*inkl. Verfügungszeit 
** ab 01.01.2025 
 
 
6.2.4   KKT- Bereich/Hort 
 

Betreuungszeit / Tag Päd. Fachkraft* 
Päd. Fachkraft/ 
Assistenzkraft* 

5 Std. 28,25 Std. 28,25 Std. 

*inkl. Verfügungszeit 
 
Abhängig von der Ferienöffnung werden zusätzliche Stunden auf Basis des Mischwertes päd. 
Fachkraft – päd. Fachkraft / Assistenzkraft gewährt. 
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5-Std.-Hort 
 

Betreuungszeit 
während der Ferien  

zusätzliche Stunden Mischwert PK/AK 

mit Schließzeit* Ganzjahresöffnung 

8 Std. 5 Std. 7 Std. 

9 Std. 7 Std. 10 Std 

 
* Die Bezeichnung „mit Schließzeit“ beinhaltet eine Schließung der Einrichtung von bis zu 20 
Arbeitstagen im Jahr zuzüglich Fortbildungstagen. 
 
 
6.3  Förderung der Personalkosten 
 
6.3.1   Förderung der Leitung 
 
Die Förderung zu den Ausgaben für die Leitung der Kindertagesstätte ergibt sich aus dem 
Jahreswochenarbeitsstundenentgelt multipliziert mit den Stunden des § 12 Abs. 1 NKiTaG.  
Das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt ist das Zwölffache des Tabellenentgeltes, anhand 
der Eingruppierung, je nach Anzahl der Kinder lt. Betriebserlaubnis auf Basis der geförderten 
öffentlichen Plätze der Landeshauptstadt Hannover, in Stufe 5 des Tabellenentgeltes des Ta-
rifvertrages für den öffentlichen Dienst für den Sozial- und Erziehungsdienst, zuzüglich des 
Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der einmaligen Zahlungen gem. 
TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Tariferhöhungen), dividiert 
durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. Bei Einrichtungen mit mehr als fünf Gruppen, kann die 
Stellvertretung ab der 6. Gruppe und für jede weitere entsprechend des Mindestfreistellungs-
umfanges des § 12 Abs.1 NKiTaG auf Antrag zusätzlich freigestellt werden. 
 
 
6.3.2  Förderung päd. Fachkraft – päd. Fachkraft/ Assistenzkraft  
 
Die Förderung zu den Ausgaben für pädagogisches Personal (päd. Fachkraft, Assistenzkraft) 
ergibt sich aus dem Jahreswochenarbeitsstundenentgelt multipliziert mit der Anzahl der Be-
treuungsstunden und den Verfügungszeiten gem. § 12 Abs. 2 NKiTaG i.V. m. § 10 DVO-
NKiTaG in Stunden (gem. Punkt 6.2.1 -6.2.4). Das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt ist das 
Zwölffache des Tabellenentgeltes des TVöD SuE (päd. Fachkraft EG S 8a Stufe 5, päd. Fach-
kraft in einer nach dem Sozialbericht der Stadt i.V. m. der DS 1242/2022 ermittelten Erschwer-
niskindertagesstätte nach EG S 8b Stufe 5, päd. Fachkraft / Assistenzkraft KT Mischwert 50 
% EG S 8a Stufe 5 und 50% EG S 4 Stufe 4, Assistenzkraft KKT EG S 4 Stufe 4), zuzüglich 
des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der einmaligen Zahlungen 
gem. TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Tariferhöhungen), divi-
diert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. Die Verfügungszeiten gem. § 12 NKiTaG werden 
je zur Hälfte der päd. Fachkraft und päd. Fachkraft/ Assistenzkraft zugeordnet.  
 
Ab dem 01.01.2025 errechnet sich das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt nach dem Zwölf-
fachen des Tabellenentgeltes des TVöD SuE (päd. Fachkraft EG S 8a Stufe 5, päd. Fachkraft 
in einer nach dem Sozialbericht der Stadt i.V. m. der DS 1242/2022 ermittelten Erschwernis-
kindertagesstätte nach EG S 8b Stufe 5, päd. Fachkraft / Assistenzkraft KT / KKT EG S 8a 
Stufe 5), zuzüglich des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der ein-
maligen Zahlungen gem. TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Ta-
riferhöhungen), dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. Die Verfügungszeiten gem. § 
12 NKiTaG werden je zur Hälfte der päd. Fachkraft und päd. Fachkraft/ Assistenzkraft zuge-
ordnet. 
 
Eine Förderung der Drittkräfte ist seit dem 01.08.2019 ersatzlos entfallen, da das Land Nie-
dersachsen die Förderung der max. 40 Stunden übernommen hat.  
 
   
  



 7 

 
6.3.3 Förderung von Randzeiten 
 
Die Landeshauptstadt Hannover beteiligt sich an den Kosten für den Einsatz von päd. Perso-
nal in den Randzeiten gem. §§ 7,11 NKiTaG i.V. m. §§ 7,10 DVO-NKiTaG, soweit deren Ein-
satz durch die Einrichtung von Früh- und Spätdiensten (Randzeiten) erforderlich ist. Die Erfor-
derlichkeit richtet sich nach der Anzahl der Kinder, die aufgrund einer Bescheinigung der Sor-
geberechtigten nachweislich in Randzeiten betreut werden müssen. 
 
Es werden max. 2 Stunden Randzeit gefördert. Einrichtungen mit einer Regelöffnungszeit un-
ter 8 Std. / Tag können auf Antrag max. 1 Stunde, Horte max. 30 Minuten als Randzeit erhal-
ten. In besonderen Einzelfällen sind Ausnahmen im Ermessen der Landeshauptstadt Hanno-
ver möglich. 
 
Liegt die Erforderlichkeit vor, ergibt sich die Förderung des päd. Personals in den Randzeiten 
aus dem Jahreswochenarbeitsstundenentgelt multipliziert mit den erforderlichen Randzeit-
stunden. Das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt ist der Mischwert des Zwölffachen des Ta-
bellenentgeltes des TVöD SuE (päd. Fachkraft EG S 8a Stufe 5, päd. Fachkraft in einer nach 
dem Sozialbericht der Stadt i.V.m. der DS 1242/2022 ermittelten Erschwerniskindertagesstätte 
nach EG S 8b Stufe 5 und einer päd. Fachkraft / Assistenzkraft KT Mischwert 50 % EG S 8a 
Stufe 5und 50% EG S 4 Stufe 4, Assistenzkraft KKT EG S 4 Stufe 4), zuzüglich des Arbeitge-
beranteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der einmaligen Zahlungen gem. TVöD 
SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Tariferhöhungen), dividiert durch die 
tarifliche Wochenarbeitszeit je zur Hälfte der päd. Fachkraft und der Assistenzkraft.    
 
Ab dem 01.01.2025 errechnet sich das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt nach dem Zwölf-
fachen des Tabellenentgeltes des TVöD SuE (päd. Fachkraft EG S 8a Stufe 5, päd. Fachkraft 
in einer nach dem Sozialbericht der Stadt i.V.m. der DS 1242/2022 ermittelten Erschwernis-
kindertagesstätte nach EG S 8b Stufe 5, päd. Fachkraft / Assistenzkraft KT / KKT EG S 8a 
Stufe 5), zuzüglich des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der ein-
maligen Zahlungen gem. TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Ta-
riferhöhungen), dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. 
 
 
6.3.4 Förderung der Fachberatung  

 
Die Landeshauptstadt Hannover beteiligt sich an den Kosten für Fachberatung und erstattet 
eine Vollzeitstelle Fachberatung im Verhältnis zu 700 Kindern. Das Jahreswochenarbeitsstun-
denentgelt ist das Zwölffache des Tabellenentgeltes anhand der Eingruppierung S 17 Stufe 2 
des Tabellenentgeltes des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst, zuzüglich des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der 
einmaligen Zahlungen gem. TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige 
Tariferhöhungen), dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit.  
 
Die Kinderzahl richtet sich nach der aktuellen Betriebserlaubnis auf Basis der geförderten öf-
fentlichen Plätze der Landeshauptstadt Hannover. Liegt die durchschnittliche Belegung des-
sen unter 95 % erfolgt eine Reduzierung der Förderung der Fachberatung um diesen Anteil.  
 
Ab dem 01.01.2025 errechnet sich das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt aus dem Zwölffa-
chen des Tabellenentgeltes anhand der Eingruppierung S 17 Stufe 4 des Tabellenentgeltes 
des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst für den Sozial- und Erziehungsdienst, zuzüglich 
des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und der einmaligen Zahlungen 
gem. TVöD SuE (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Tariferhöhungen), divi-
diert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. 
 
Mitgliedseinrichtungen der Kinderladen-Initiative Hannover e.V. erhalten keine Personalkos-
tenförderung für Fachberatung. Es erfolgt eine gesonderte Zuwendung an die Kinderladen- 
Initiative Hannover e.V. . 
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6.3.5 Altersstufenübergreifende Gruppen (AüG)  
 
Der Abzug der Betreuungsentgelte der AüGs erfolgt entsprechend der tatsächlichen Belegung. 
 
Eltern, deren Kinder im Hort einer sog. großen AüG (Hort/Kindergarten) betreut werden, haben 
den, entsprechend der jeweils geltenden Entgeltstaffel der Landeshauptstadt Hannover, zu 
entrichtenden Hortbeitrag zu zahlen.   
 
Die Berechnung der Landesfinanzhilfe wird pauschal in einem Verhältnis von 5 Krippenkindern 
zu 15 Kindergartenkindern vorgenommen und von der Förderung abgezogen. Für die große 
AüG erfolgt eine Anrechnung anhand der tatsächlichen Belegungssituation zum Stichtag 
01.10. des Jahres, auf Grundlage der eingereichten Kinderliste. Für KKT wird die Landesfi-
nanzhilfe pauschal in einem Verhältnis von 7 Kindergartenkindern zu 3 Krippenkindern von 
der Förderung abgezogen. 
 
 
6.3.6 Förderung in Mischgruppen (öffentliche Plätze / Betriebsplätze) 
 
Die Förderung von öffentlichen Plätzen in sog. Mischgruppen, in denen sowohl öffentliche als 
auch betriebliche Plätze vorhanden sind, wird entsprechend der Anzahl der öffentlichen Plätze 
mtl. anteilig, ausgehend von der Gesamtsumme der Förderung einer öffentlichen Gruppe je 
nach Betreuungsform und -zeit, berechnet. Gleiches gilt für die Anrechnung der Vertretungs-
kosten, der Berücksichtigung der Mietpauschalen sowie der Einnahmen hinsichtlich Landesfi-
nanzhilfe, Betreuungsentgelte und Essengeld. Besteht eine Einrichtung aus öffentlichen und 
betrieblichen Gruppen, so bildet die Anzahl der Kinder in öffentlichen Gruppen die Grundlage 
für die Förderung der Leitung. 
 
 
6.3.7 Förderung nicht pädagogisches Personal (Küche) 
 
Das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt für Küchenpersonal ist das Zwölffache des Tabel-
lenentgelts des TVöD VKA des Mischwertes der Entgeltgruppen E 5 Stufe 3 zu 30% sowie E 
3 Stufe 3 zu 70%, zuzüglich des Arbeitgeberanteils an den Sozialversicherungsbeiträgen und 
den einmaligen Zahlungen (z.B. Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung, einmalige Tariferhöhun-
gen), dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. 
 
Die Förderung der Stadt zu den Ausgaben für Küchenpersonal ergibt sich aus dem Jahreswo-
chenarbeitsentgelt multipliziert mit nachfolgender Wochenarbeitszeit pro Gruppe: 
 

  
Krippe Kiga/AüG Hort 

KKT 
Kiga/AüG 

KKT  
Hort   

ganztags 11,25 14,58 - 9,58 - 

3/4, HTmE 8,75 12,08 10,1 7,08 10,1 

HToE 3,75 3,75 -   - -  

 
 
6.3.8 Förderung nicht pädagogisches Personal (Reinigung) 
 
Die Förderung der Stadt zu den Ausgaben für Reinigungspersonal ergibt sich aus dem Jah-
reswochenarbeitsstundenentgelt multipliziert mit den qm Reinigungsfläche, welche anhand 
des Standardraumprogramms der Landeshauptstadt Hannover zu Grunde gelegt werden für 
die Mietkalkulation der Einrichtungen, die unter diese Richtlinie fallen, pro Einrichtung und Wo-
che, dividiert durch eine Reinigungsleistung von stündlich 110 qm. Hierbei werden Waldkin-
dergärten analog der Betreuungsform KKT bzw. Einrichtung mit nicht mehr als 10 Kindern 
eingestuft. Das Jahreswochenarbeitsstundenentgelt für Reinigungspersonal ist des Zwölffa-
chen des Tabellenentgelts des TVöD VKA E 2 Stufe 1, zuzüglich des Arbeitgeberanteils an 
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den Sozialversicherungsbeiträgen und den einmaligen Zahlungen (z.B. Urlaubsgeld, Jahres-
sonderzahlung, einmalige Tariferhöhungen), dividiert durch die tarifliche Wochenarbeitszeit. 
 
Nach Ablauf von fünf Jahren erfolgt eine Evaluierung der Eingruppierung der Reinigungskräfte 
dieser Richtlinie.  
 
 
6.3.9 Förderung der Vertretungskosten 
 
Die Vertretungskosten werden gem. den jeweils geltenden Drucksachen für Vertretung (der-
zeit Beschlussdrucksache 0037/2017 N1) pauschal erstattet.  
 
Für die Vertretung des päd. Personals ist ein Vertretungskonzept der Landeshauptstadt Han-
nover vorab vorzulegen. Ein entsprechender Nachweis der Verwendung ist jährlich zu erbrin-
gen.  Die Vertretungskosten werden zum 01.02. des laufenden Jahres ausgezahlt, auf Grund-
lage (Tarif, Gruppenstruktur, etc.) des 01.01. des jeweiligen Jahres. Eine Nachberechnung 
aufgrund sich im Laufe des Jahres verändernder Bedingungen durch evtl. Tarifanpassungen 
und/oder Aufstockungen o.ä. erfolgt nicht. Zum 01.01. feststehende Tarifanpassungen des lfd. 
Jahres werden berücksichtigt. Für neue Gruppen bzw. bei Schließung von Gruppen werden 
die Vertretungskosten anteilig zur Betriebsführung im Jahr berechnet. Gleiches gilt für Misch-
gruppen in Bezug auf die Aufteilung von öffentlichen Plätzen und Betriebsplätzen.  
 
Eine Berücksichtigung von Drittkräften in Krippen erfolgt, wenn diese verpflichtend gem. NKi-
TaG als personelle Mindestausstattung vorgeschrieben sind, ebenfalls zu 18,3 % auf Grund-
lage der Betreuungsstunden sowie der vom Land Niedersachsen vorgegeben Pauschale für 
Drittkräfte in Krippen.  
 
Für die Vertretung des nicht päd. Personals ist ein jährlicher Nachweis bis 15.01. des lfd. Jah-
res der Landeshauptstadt Hannover vorzulegen, welcher belegt, dass eigenes Küchenperso-
nal eingestellt ist und vor Ort frisch gekocht wird. Liegt dieser Nachweis nicht fristgerecht vor, 
entfällt die Pauschale der Vertretungskosten für nicht päd. Personal.  
 
 
6.3.10 Integration im KT / KKT Bereich 
 
Die Berechnung der Einzel- sowie Gruppenintegration im KT- und KKT Bereich für die Betreu-
ungsform Kindergarten ist durch die DS 2735/97 geregelt. Die Berechnung der Einzel- sowie 
Gruppenintegration für Krippengruppen / Horte ist durch die Drucksache 1198/2013 geregelt. 
Die genannten Beschlüsse des Verwaltungsausschusses der Landeshauptstadt Hannover fin-
den u.a. entsprechend für die unter diese Richtlinie fallenden Einrichtungen Anwendung. Ab-
weichend dazu wird festgesetzt, dass ab dem 01.01.2018 die Kürzung der Mietpauschale an-
teilig zu den integrativen Plätzen entfällt. Des Weiteren entfällt ab 01.01.2023 die Kürzung von 
Personal -und Sachkosten anteilig zu den integrativen Plätzen. Es gelten die Regelungen des 
NKiTaG. Die finanzielle Förderung der heilpädagogischen Fachkraft obliegt ausschließlich 
dem Land (Eingliederungshilfe).  
 
 
6.3.11 Zeitversetzter Überleitungsbetrag in die Gruppenfinanzierungs- 
            Systematik (ZüG) 
 
Einrichtungen, welche bis 31.12.2022 gemäß der Drucksache 0933/2022 als sog. Kinderläden 
gefördert wurden, erhalten eine zusätzliche Förderung innerhalb der Betreuungsform Kinder-
garten für Kind 21-25, innerhalb der Betreuungsform Krippe für Kind 14-15 in Höhe von 480 €/ 
Kind / Monat bis einschließlich 31.12.2023, in Höhe von 360 € / Kind / Monat bis einschließlich 
31.12.2024 sowie 200 € / Kind / Monat bis einschließlich 31.12.2025, bedingt durch die An-
wendung eines geringeren Teilers innerhalb der Sockelförderungssystematik der bisherigen 
Richtlinie als Grundbasis der Förderung. Die Anzahl der zu berücksichtigenden Kinder wird 
durch die Landeshauptstadt Hannover anhand der durchschnittlichen Belegung des Jahres 
2022 festgeschrieben. 
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Einrichtungen, welche bis 31.12.2022 gemäß der Drucksache 0933/2022 als sog. Kleine Kin-
dertagesstätte (KKT) innerhalb der Betreuungsform Krippe gefördert wurden, erhalten für die 
Kinder 8-10 eine zusätzliche Förderung in Höhe von 1.200 € / Kind / Monat bis einschließlich 
31.12.2023, in Höhe von 1.000 € / Kind / Monat bis einschließlich 31.12.2024 sowie 600 € / 
Kind / Monat bis einschließlich 31.12.2025, bedingt durch die Anwendung eines geringeren 
Teilers innerhalb der Sockelförderungssystematik der bisherigen Richtlinie als Grundbasis der 
Förderung. Die Anzahl der zu berücksichtigenden Kinder wird durch die Landeshauptstadt 
Hannover anhand der durchschnittlichen Belegung des Jahres 2022 festgeschrieben. 
 
Für eine Halbtagsbetreuung verringert sich der ZüG entsprechend des Anteils zur Ganztags-
betreuung.  
  
Der ZüG entfällt ersatzlos zum 01.01.2026. 
 
KKT Einrichtungen der Betreuungsform Kindergarten sowie der KKT Hort Comenius erhalten 
einen einmaligen Überleitungsbetrag für das Jahr 2023 auf Basis des Unterschiedsbetrages 
aus der bisherigen Sockelförderung und der nun geltenden Gruppenpauschale, bedingt durch 
die Anwendung eines geringeren Teilers innerhalb der Sockelförderungssystematik der bishe-
rigen Richtlinie als Grundbasis der Förderung.    
 
 
6.4 Sachkosten 
 
Sachkostenbeträge werden je Kind und Monat pauschaliert gefördert. Die Sachkosten setzen 
sich zusammen aus Positionen für Spiel und Betreuung, Elternarbeit und sonstigen Kosten, 
Hygienebedarf und Verpflegung. 

 

Die Sachkosten werden nach den für den Haushaltsplan der Landeshauptstadt Hannover ge-
troffenen Festlegungen für Kindertagesstätten in städtischer Betriebsführung evaluiert und 
fortgeschrieben. 
 
Zusätzlich erhält jede Gruppe / Monat eine Energiepauschale in Höhe von 68,74 €. Ab dem 
01.01.2026 wird die Pauschale auf 103,11 € erhöht.  
 
 
6.4.1 Verwaltungskostenpauschale  

 
Einrichtungen in Kategorie A erhalten eine Verwaltungskostenpauschale von 34,31 € p. Kind 
/ Monat.  
 
Einrichtungen in Kategorie B erhalten eine Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 6 % der 
gem. Punkt 6.3.1 bis 6.3.8 ermittelten Personalkosten.  
 
6.4.2 Ehrenamtspauschale 
 
Einrichtungen in Kategorie A erhalten auf Antrag eine Ehrenamtspauschale in Höhe des max. 
Betrages gem. § 3 Nr.26a Einkommenssteuergesetz (EStG) zusätzlich zu den in Punkt 6.4 
genannten Sachkostenpauschalen. Als jährlicher Nachweis sind der Auszug der Satzung so-
wie die Höhe der Entschädigung des Beschlusses der Mitgliederversammlung bis spätestens 
31.12. des lfd. Jahres vorzulegen.   
 

 

 

6.5 Anrechnung von Betreuungsentgelten / Ausfallende Betreuungsentgelte und Es-
sengeld 
 

Zur Ermittlung der laufenden Förderungen werden für die jeweilige Betreuungszeit und -form 
99% des entsprechenden Elternhöchstentgeltes in Abzug gebracht. Grundlage hierfür ist die 
städtische Entgeltregelung in der jeweils gültigen Fassung.             
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Zusätzlich zu den Betreuungsentgelten werden entsprechend der gültigen Entgeltstaffel der 
Landeshauptstadt Hannover für jeden Platz mit Mittagessen ein monatliches Essengeld zu 
99% in Abzug gebracht. 
 

 

 

7.   Mietzuschuss je Gruppe 
 
Die Stadt erstattet gegen Vorlage des Mietvertrages die Kaltmiete zuzüglich der im Mietvertrag 

festgelegten Pauschalbeträge für Mietnebenkosten. Unberücksichtigt bleiben Energiekosten 

(Strom, Heizung, Warmwasser). Entsprechende Aufwendungen sind mit der Sachkostenpau-

schale / Energiepauschale abgegolten. Nachzahlungen oder Rückerstattungen von 

Mietnebenkosten bleiben für die Berechnung des Zuschusses außer Ansatz. Anerkannt wer-

den Mietverträge für die Räumlichkeiten, die speziell zur Betreuung der Kinder und mit min-

destens 5-jähriger Nutzungsdauer angemietet werden. 

 

Im KT-Bereich werden für eingruppige Einrichtungen max. 2.100 € pro Monat erstattet. Für 

Einrichtungen mit zwei Gruppen werden max. 1.500 € pro Gruppe und Monat angerechnet. 

Einrichtungen mit drei und mehr Gruppen, welche nach dieser Richtlinie gefördert werden, 

erhalten einen monatlichen Mietzuschuss von bis zu 1.700 € pro Gruppe. Im KKT- Bereich 

werden bis max. 1.100 € pro Monat erstattet. 

 

Für Einrichtungen von Trägern der Gruppe B, welche ab dem 01.01.2025 starten, beträgt der 

mtl. Mietzuschuss bei drei Gruppen 2.160 € / Gruppe. Für eine Einrichtung mit vier Gruppen 

beträgt der mtl. Mietzuschuss 2.150 € / Gruppe. Für eine Einrichtung mit fünf Gruppen beträgt 

der mtl. Mietzuschuss 2.140 € / Gruppe und für eine Einrichtung ab sechs Gruppen beträgt 

der mtl. Mietzuschuss 2.060 € / Gruppe.  

 

Mietänderungen werden ab dem Monat der Kenntniserlangung in 51.41 – Kindertagesstätten-

finanzierung anerkannt (vgl. 2.3 Mitwirkungspflicht). Passagen in Mietverträgen, die eine au-

tomatische Anpassung der Miete auf die Förderhöhe der Landeshauptstadt Hannover vorse-

hen, bleiben unberücksichtigt. Gleiches gilt bei Anträgen der Mietanpassung nur aufgrund der 

Veränderung der Förderhöhe der Landeshauptstadt Hannover. 

 

Zieht eine bestehende Einrichtung um oder wird diese durch einen Anbau o.ä. erweitert, wird 

ein sich daraus ergebende höherer Mietzuschuss nur gezahlt, wenn vom Fachbereich Jugend 

und Familie die Notwendigkeit anerkannt wurde.  

 
Befindet sich eine Einrichtung im Eigentum des Trägers, so erfolgt die Anrechnung der miet-

ähnlichen Kosten in Höhe der Zinsen bei Kreditlaufzeiten auf Nachweis, max. jedoch bis zur 

Förderungshöhe analog der gewährten Mietpauschalen je Gruppe. Zusätzlich zu den Zinsen 

können übliche Nebenkosten geltend gemacht werden. Nachzahlungen oder Rückerstattun-

gen von Nebenkosten bleiben für die Berechnung des Zuschusses außer Ansatz. Ebenfalls 

unberücksichtigt bleiben Energiekosten. Entsprechende Aufwendungen sind mit der Sachkos-

tenpauschale / Energiepauschale abgegolten. 
 

 

8. Anrechnung der Landesfinanzhilfe 
 
Grundlage für den Abzug der Landesfinanzhilfe nach 6.3.1 , 6.3.2 sowie 6.3.4 und 6.3.5 sind 
die zugrunde gelegten Stunden der päd. Fachkraft inkl. Leitungsfreistellung zuzüglich der 
Hälfte der gewährten Stunden für die Assistenzkraft inkl. des Anteils Verfügungszeit einer Per-
son nach der jeweils gültigen Pauschale des Landes für pädagogische Fachkräfte sowie zur 
Hälfte der Betreuungszeiten der Assistenzkräfte inkl. Verfügungszeitanteil einer Person zur 
jeweils gültigen Pauschale des Landes für Assistenzkräfte. Grundlage für den Abzug der Lan-
desfinanzhilfe bei Randzeiten sind die nach 6.3.3 gewährten Stunden. Ab 01.01.2025 erfolgt 
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der Abzug der Landesfinanzhilfe ausschließlich auf Basis der gültigen Pauschale für päd. 
Fachkräfte. 
 

 

9. Belegungsnachweis 
 

Voraussetzung für die Gewährung von Zuwendungen nach diesen Richtlinien ist die regelmä-
ßige Vorlage von Belegungsnachweisen der tatsächlich betreuten Kinder (vgl. Punkt 2.2 Mit-
wirkungspflicht). Die Belegungslisten sind dem Fachbereich Jugend und Familie vierteljährlich 
- wie folgt - vorzulegen:  

 
Vorlage der Belegungsliste bis zum   für den Abrechnungszeitraum 
   
15. November      August - Oktober 
15. Februar      November - Januar 
15. Mai      Februar - April 
15. August      Mai - Juli 
 
Für jeden Abrechnungszeitraum werden Abschläge in Höhe von 95 %, abgerundet auf volle 
Hunderter, auf Basis der letzten Belegungsliste im Voraus gewährt und nach Vorlage der ak-
tuellen Belegungsliste entsprechend verrechnet. 
 
Bei Doppelbelegung erfolgt ein Abzug des derzeit geltenden Betrages der Regionsvereinba-
rung nach Betreuungsart und –form.  
 

 

10. Betriebsbeginn und Aufnahme während des laufenden Kalendermonats 
 

Maßgeblich für den Betriebsbeginn ist der in der Betriebserlaubnis des Niedersächsischen 
Kultusministeriums (Nds. Landesjugendamt) genannte Zeitpunkt, es sei denn, der tatsächliche 
Betrieb erfolgt später. Die Zuwendungen nach diesen Richtlinien werden in voller Höhe ge-
währt, wenn die Einrichtung lt. Betriebserlaubnis spätestens bis zum 15. Tag des Kalender-
monats eröffnet wird. Bei Betriebsbeginn ab dem 16. Tag werden die Zuwendungen halbiert. 
Für den Fall, dass im Rahmen des laufenden Betriebs Nach- und/oder Neubelegungen wäh-
rend des laufenden Kalendermonats erfolgen, ist diese Regelung ebenfalls anzuwenden. Es 
kann pro Platz maximal ein voller Sachkostenanteil angerechnet werden. 
 
 
11. Betreuung “Auswärtiger Kinder“ 

 
Für Plätze die mit Kindern belegt werden, deren Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt nach § 
86 SGB VIII außerhalb des Stadtgebiets begründen (i.d.R. Erstwohnsitz) entfällt die städtische 
Förderung. Bereits gewährte Förderungen werden für maximal vier Jahre auch rückwirkend 
zurückgefordert. Dies gilt sowohl für die laufenden Zuwendungen, als auch für die Gewährung 
ausfallender Betreuungsentgelte. 
 
Ausnahmen: 

 wenn Kinder aufgrund der „Interkommunalen Vereinbarung zum Kostenausgleich bei 
Besuch einer Kindertagesstätte außerhalb der Wohnsitzkommune“ gefördert werden. 
Hierzu gilt das dort festgelegte Verfahren für Neuaufnahmen und Umzüge. 

 Kinder mit Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz bei Umzug außerhalb der Re-
gion Hannover. Hier erfolgt die Förderung auf vorherigen Antrag für bis maximal drei 
Monate nach dem Umzug bei tatsächlicher Betreuung des Kindes in der bisherigen 
Einrichtung.  

 für Kinder des angestellten pädagogischen Personals der betreuenden Kindertages-
stätte. 

 
In allen Fällen maßgeblich ist der Zeitpunkt der ordnungsbehördlichen Meldung. 
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12.  Bezuschussung von Bau- und Einrichtungsmaßnahmen 
 
Die Stadt beteiligt sich bei bestehenden Einrichtungen auf Antrag sowie im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel an den Kosten für Einrichtungsgegenstände sowie Re-
novierungs- und Umbaumaßnahmen. Die Höhe der Zuwendung richtet sich nach dem Bedarf 
im Einzelfall und soll insgesamt 50% der anfallenden Gesamtkosten nicht überschreiten. Ma-
ximal können € 3.000,- pro Maßnahme bewilligt werden. 
 
Bei Neugründungen von Krippengruppen werden im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel im KT-Bereich bis zu 5.000,- € pro Gruppe als einmalige Zuwendung für Ein-
richtungsbedarf zur Verfügung gestellt. Drittmittel (z. B. Landesmittel, Baukostenzuschüsse) 
sind vorrangig einzusetzen. Einzelnachweise sind im Anschluss vorzulegen. 
 

 


